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Vertrag über Maßnahmen zugunsten des Natur- und Artenschutzes im Zusammen-

hang mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 64 "Im Schleid", 5. Änderung 

 

zwischen 

(1) VDC FRA62 GmbH, Am Messeplatz 13, 65479 Raunheim,  

– nachfolgend "Vorhabenträgerin" – 

(2) Stadt Bad Vilbel, Am Sonnenplatz 1, 61118 Bad Vilbel 

– nachfolgend "Stadt" – 

Die Parteien zu (1) bis (2) werden nachfolgend auch gemeinsam als die "Parteien" und ein-

zeln als eine "Partei" bezeichnet. 

VORBEMERKUNG 

(A) Die Vorhabenträgerin plant, auf dem Gebiet der 5. Änderung des Bebauungsplans "Im 

Schleid" ein Rechenzentrum zu errichten. Zu diesem Zweck hat die Vorhabenträgerin 

mit Datum vom 02.07.2024 einen Kaufvertrag über das Vorhabengebiet mit der Stadt 

als bisheriger Eigentümerin des Vorhabengebiets abgeschlossen.  

(B) Für die Errichtung des Rechenzentrums ist eine Änderung des derzeit geltenden Be-

bauungsplans erforderlich. Die für die Errichtung erforderlichen Anpassungen des Be-

bauungsplans sind in dem Grundstückskaufvertrag näher dargelegt. Die Stadt führt ein 

entsprechendes Änderungsverfahren für den Bebauungsplan durch. Zu diesem Zweck 

hat die Stadtverordnetenversammlung am 11.02.2025 den Beschluss gefasst, die 

5. Änderung des Bebauungsplans "Im Schleid" aufzustellen. Der Entwurf des Bebau-

ungsplans ist als Anlage 1 beigefügt. Die öffentliche Auslegung des Entwurfs erfolgte 

vom 14.07. – 22.08.2025. 

(C) Durch die Umsetzung des geplanten Vorhabens wird möglicherweise die Funktion von 

Brutstätten geschützter Tierarten gefährdet. Um bereits auf Ebene des Bebauungsplans 

sicherzustellen, dass die Funktionalität dieser Brutstätten erhalten bleibt, hat sich die 

Vorhabenträgerin bereit erklärt, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen umzusetzen. Zu-

dem wird die Vorhabenträgerin die im Folgenden geregelten Naturschutzmaßnahmen 

entsprechend dem Bebauungsplan bzw. Umweltbericht umsetzen. 

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien was folgt: 
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(6) Der Eigentümer hat sich gegenüber der Vorhabenträgerin mit Vertrag 

vom 05.11.2025, beigefügt als Anlage 5, verpflichtet, der Vorhabenträgerin die Aus-

gleichsfläche für 30 Jahre zur Nutzung zu überlassen. Der Eigentümer ist unter dem 

Vertrag verpflichtet, das Nutzungsrecht an der Ausgleichsfläche zur Umsetzung der 

Maßnahmen zugunsten des Vorhabengebiets durch Eintragung einer Grunddienstbar-

keit gemäß dem Entwurf Anlage 6 zulasten der Ausgleichsfläche dinglich zu sichern.  

(7) Die GbR hat sich gegenüber der Vorhabenträgerin mit Vertrag vom 05.11.2025, bei-

gefügt als Anlage 7, verpflichtet, die in der Anlage 2 dargestellten Maßnahmen umzu-

setzen. Für den Fall, dass die GbR die Maßnahmen vor Ablauf von 30 Jahren nicht 

mehr durchführt, verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, die Durchführung der Maß-

nahmen auf andere Weise sicherzustellen.  

§ 2 

Vorbereitende Maßnahmen  

In ihrer Funktion als derzeitige Eigentümerin des Vorhabengebiets gestattet die Stadt der 

Vorhabenträgerin unentgeltlich und unwiderruflich bereits ab dem heutigen Tag, unabhän-

gig von dem Zeitpunkt des Eigentumsübergangs oder des Übergabetags gemäß Kaufvertrag, 

die in Anlage 8 beschriebenen Maßnahmen im Vorhabengebiet durchzuführen. 

§ 3 

Ökopunkte 

Die Eingriffe in Natur, Boden und Landschaft durch den geänderten Bebauungsplan plant 

die Stadt, soweit möglich, durch flächenhafte Maßnahmen auszugleichen. Soweit darüber 

hinaus ein Ausgleichsbedarf verbleibt, plant die Stadt, Maßnahmen aus einem Ökokonto zu 

verwenden, indem sie 31.476,9 Ökopunkte erwirbt. Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, 

die für den Erwerb entstehenden Kosten vollständig zu erstatten.  

§ 4 

Ausgleich für eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

(1) Durch die Änderung des Bebauungsplans wird gegenüber der bisher zulässigen Be-

bauung ein zusätzlicher Eingriff in das Landschaftsbild zugelassen. Dieser wurde im 

Rahmen der planerischen Abwägung bewertet und für hinnehmbar erachtet. Um die 

Beeinträchtigung abzumildern, verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, eine Zahlung 

von EUR 182.435,53 an die Stadt zu entrichten. 
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(2) Die Stadt verpflichtet sich, die Zahlung an die untere Naturschutzbehörde weiterzulei-

ten und darauf hinzuwirken, dass diese sie für Maßnahmen verwendet, die der Auf-

wertung des Landschaftsbildes dienen.  

§ 5 

Rechtsnachfolge 

(1) Für den Fall einer Veräußerung des Grundbesitzes im Vorhabengebiet verpflichtet sich 

die Vorhabenträgerin, die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten einschließlich die-

ser Rechtsnachfolgeklausel dem Rechtsnachfolger durch schriftliche Vereinbarung 

aufzuerlegen, soweit die Stadt ihr nicht auf Verlangen mitteilt, dass die Verpflichtun-

gen aus dem Vertrag erfüllt sind. Die Vereinbarung ist der Stadt auf Verlangen schrift-

lich nachzuweisen. Die Vorhabenträgerin hat den Rechtsnachfolger zu verpflichten, 

diese Regelung auch seinen jeweiligen Rechtsnachfolgern aufzuerlegen. 

(2) Vor Abschluss eines Vertrags, mit dem sich die Vorhabenträgerin zur Übertragung des 

Eigentums verpflichtet, ist die Zustimmung der Stadt einzuholen. Die Stadt erteilt die 

Zustimmung, wenn der Rechtsnachfolger bereit ist, in die Verpflichtungen nach der 

vorliegenden Vereinbarung einzutreten und keine Tatsachen die Annahme rechtferti-

gen, dass durch den Wechsel der Vertragspartei die ordnungsgemäße Vertragserfül-

lung gefährdet ist.  

(3) Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich für den Fall, dass der Vorhabenträgerin meh-

rere Rechtsnachfolger in das Eigentum an dem Grundbesitz im Vorhabengebiet nach-

folgen, die Verpflichtungen nach diesem Vertrag jedem der Rechtsnachfolger gemäß 

Abs. 1 und 2 zu übertragen. Die Stadt ist in diesem Fall berechtigt, die Erfüllung der 

nach diesem Vertrag vereinbarten Pflichten nach Maßgabe von §§ 427, 421 BGB von 

jedem der Rechtsnachfolger ganz oder teilweise zu fordern (Gesamtschuld). 

§ 6 

Ergänzendes Verfahren 

Falls der Bebauungsplan durch die Stadt erlassen wird, jedoch aufgrund eines Fehlers un-

wirksam ist, der in einem ergänzenden Verfahren gemäß § 214 Abs. 4 BauGB behoben wer-

den kann, leitet die Stadt ein solches ergänzendes Verfahren mit dem Ziel der Prüfung ein, 

ob und gegebenenfalls auf welche Weise dem Bebauungsplan zur Wirksamkeit verholfen 

werden kann.  
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§ 7 

Rücktrittsrecht 

Die Vorhabenträgerin ist zum Rücktritt berechtigt, wenn der Bebauungsplan "Im Schleid", 

5. Änderung nicht bis zum 02.07.2026 mit den Spezifikationen aus der Anlage 9 in Kraft 

getreten ist. Die Vorhabenträgerin ist auch zum Rücktritt berechtigt, wenn der Bebauungs-

plan seine Wirksamkeit dauerhaft verliert, gleich aus welchem Grund. Im Falle des Rück-

tritts trägt jede Partei die ihr bis zum Zeitpunkt der Rücktrittserklärung entstandenen Kosten 

selbst. Kosten, die nach der Rücktrittserklärung entstehen, trägt die Stadt.  

§ 8 

Leistungsstörung 

Wenn die Vorhabenträgerin ihren Pflichten aus diesem Vertrag nicht nachkommt, ist die 

Stadt berechtigt, diese Verpflichtungen auf Kosten der Vorhabenträgerin selbst durchzufüh-

ren oder durch Dritte durchführen zu lassen.  

§ 9 

Schlussbestimmungen 

(1) Dieser Vertrag enthält zusammen mit seinen Anlagen sämtliche Vereinbarungen und 

Erklärungen der vertragsschließenden Parteien im Hinblick auf die Regelungen über 

Maßnahmen zugunsten des Natur- und Artenschutzes im Zusammenhang mit der Auf-

stellung des Bebauungsplans Nr. 64 "Im Schleid", 5. Änderung (hier "Vertragsgegen-

stand"). Er ersetzt alle früheren Vereinbarungen und Übereinkommen, mündlichen 

oder schriftlichen Absichtserklärungen und anderen rechtsverbindlichen oder unver-

bindlichen Absprachen und Nebenabreden zwischen den Parteien in Bezug auf den 

Vertragsgegenstand. 

(2) Die Anlagen zu diesem Vertrag sind wesentlicher Bestandteil des Vertrages. Im Falle 

von Abweichungen zwischen einer Anlage und einer Regelung dieses Vertrages geht 

die Regelung dieses Vertrages vor. 

(3) Die Überschriften in diesem Vertrag dienen lediglich der Übersichtlichkeit und berüh-

ren die Vertragsauslegung nicht. 
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§ 10 

Salvatorische Klausel 

Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer oder mehrerer Regelungen dieses Ver-

trages lässt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieses Vertrages unberührt. Dasselbe 

gilt für den Fall, dass der Vertrag eine an sich notwendige Regelung nicht enthält.  

 

UNTERSCHRIFTEN 

 

_________________, den ___________  _________________, den ___________ 

   

   

([Partei])  ([Partei]) 

 

 

 

 

 




